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Der Regionalrat nimmt die Beantwortung des Landesbetriebes Straßenbau NRW zur 

Kenntnis. 
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Antworten des Landesbetriebes Straßenbau NRW 

 

Umsetzung der Bürgerradwege im Regierungsbezirk Köln 

Vorbemerkung: 

Die einzelnen Fragestellungen aus der Anfrage werden im Rahmen der 
Stellungnahme im Gesamtzusammenhang beantwortet. 

 

Das Modellprojekt Bürgerradwege (anfangs Modellvorhaben kostengünstiger 
Radwegebau) gibt es in NRW seit dem Jahr 2005. Seither wurden im 
Regierungsbezirk Köln 14 Radwegevorhaben mit einer Gesamtlänge von ca. 22 km 
im Rahmen dieses Modellprojektes realisiert. Aus dem Haushaltstitel 77714 für den 
Radwegebau an bestehenden Landesstraßen wurden dafür ca. 1,4 Mio. € investiert. 

Die Projektierung von Bürgerradwegen kann auf unterschiedliche Weisen erfolgen, 
ein „Standardverfahren“ dafür gibt es nicht. Häufig werden Projektideen zwischen 
den Kommunen und den Regionalniederlassungen von Straßen NRW auf fachlicher 
Ebene hinsichtlich der Realisierungsaussichten erörtert. Dabei können die 
Anregungen für ein solches Vorhaben aus der Bürgerschaft, aus dem politischen 
Raum, von der Gebietskörperschaft oder auch direkt vom Landesbetrieb Straßenbau 
kommen. Eine formale Antragstellung hierfür ist nicht erforderlich.  

Bei hinreichenden Aussichten zur Umsetzbarkeit der Maßnahmen und Darstellung 
des erforderlichen bürgerschaftlichen bzw. kommunalen Engagements werden diese 
dann in Projektlisten bei den regional zuständigen Niederlassungen von Straßen 
NRW aufgenommen. Sofern ein möglicher Baubeginn im laufenden Haushaltjahr 
(Programmjahr) absehbar ist, werden diese Radwegeprojekte über den Betriebssitz 
in Gelsenkirchen dem MBWSV zur Aufnahme in das Programm vorgeschlagen.  

Die wichtigste Voraussetzung für einen absehbaren Baubeginn ist die Verfügbarkeit 
der erforderlichen Flächen. Das bedeutet, dass vor Aufnahme in die konkrete 
Vorschlagsliste zumindest Vorgespräche mit den betroffenen Anliegern geführt 
wurden. Anschließend können die Planungen konkretisiert werden. 

Dem entsprechend kann eine konkrete Zahl von Antragstellungen für Bürgerradwege 
seit 2005 nicht benannt werden. 

Für die Realisierung von Bürgerradwegeprojekten werden in der Regel öffentlich 
rechtliche Vereinbarungen zwischen dem Landesbetrieb und einer Kommune 
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abgeschlossen, die die weitere Planung, Flächenbereitstellung sowie den Bau 
einschließlich der Finanzierung regelt. Die weitere Verantwortung und Koordination 
liegt dann bei der jeweiligen Stadt bzw. Gemeinde. Dort erfolgt dann auch die 
Einbeziehung der Bürgerschaft. 

Die vom Land NRW aus dem Radwegetitel 777 14 finanzierten Anteile für den Bau 
von Bürgerradwegen sind abhängig von den Anteilen, die durch das 
bürgerschaftliche und kommunale Engagement getragen werden können. 
Kommunale Beiträge, private Sponsorengelder und monetarisierte Eigenleistungen 
der Bürger lassen sich von hier nicht beziffern. Das bürgerschaftliche Engagement 
bei der Realisierung von Bürgerradwegeprojekten kann dabei u.a. folgende Aspekte 
beinhalten: 

• Entgegenkommen bei der Flächenbereitstellung 

• Arbeitsleistungen bei Erdarbeiten sowie der Herstellung ungebundener 
 Tragschichten 

• Bereitstellung der dafür erforderlichen Maschinen und Geräte 

• Akquirierung von Finanzmitteln privater/gewerblicher Sponsoren 

 

Da vor der Aufnahme eines Bürgerradweges in Jahresprogramm die grundsätzliche 
Umsetzbarkeit vor Ort einschließlich der Flächenbereitstellung geprüft wurde, kommt 
es bis zum Bau des Radweges natürlich nur selten zu unvorhersehbaren 
Verzögerungen. Hilfreich ist dabei natürlich auch die Einbeziehung der betroffenen 
Anlieger durch die Bürgervereine/-initiativen, während eine zügige Realisierung 
„normaler“ Radwegemaßnahmen häufig an der fehlenden Bereitschaft zur 
Bereitstellung / zum Verkauf der erforderlichen Flächen scheitert oder aufwändige 
Baurechtsverfahren erforderlich werden. 

Auch beim Bau von Bürgerradwegen sollen die geltenden Richtlinien und gesetzliche 
Vorschriften beachtet werden. Auch wenn dabei teilweise etwas geringere Standards 
ausgeführt werden als bei der herkömmlichen Projektierung üblich, sollen die Wege 
nach der Fertigstellung so beschaffen sein, dass sie in die Baulast des Landes 
übernommen werden können. Damit ist der LBSB für die Unterhaltung und 
Instandhaltung der Radwege zuständig. Negative Erfahrungen mit Bürgerradwegen 
hinsichtlich der baulichen Ausführung sowie der Verkehrssicherheit sind bisher nicht 
bekannt. 
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